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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Wohirabe, Dr. Schuite (Schwäbisch Gmünd), 
Dr. Jobst, Dr. Freiherr Spies von Büiiesheim, Straßmeir, Schröder (Lüneburg), 
Breidbach und Genossen 

betr. Prüfverfahren für Kraftfahrzeugreifen 
- Drucksache 7/4204 - 


Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 13. No- 
vember 1975 - St V 7 - 36.25.07 - 00/7097 Va 75 - die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Was sind nach Auffassung der Bundesregierung die Gründe 
dafür, daß Kraftfahrzeug-Reifentypen, bevor sie in den Handel 
kommen oder als Erstausrüstung ausgeliefert werden, keiner 
Zulassungsprüfung unterzogen werden? 

Bereits seit längerem bestehen in § 36 der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung (StVZO) Vorschriften, nach denen Maße 
und Bauart der Reifen den Betriebsbedingungen, besonders der 
Belastung und der Geschwindigkeit, entsprechen müssen. 

Der Reifenhersteller gibt durch entsprechende Reifenkennzeich- 
nung in Übereinstimmung mit Industrienormen u. a. Größe, 
Bauart, Ausführung und Geschwindigkeitsklasse der Reifen an. 
Vor Erteilung der Betriebserlaubnis für ein Fahrzeug bzw. für 
einen Fahrzeugtyp wird durch amtlich anerkannte Sachver- 
ständige für den Kraftfahrzeugverkehr jeweils geprüft und 
festgestellt, ob die Bereifung des Fahrzeugs den gestellten 
Forderungen entspricht. 

In langjähriger Praxis hat sich dieses Verfahren bewährt. Die 
in letzter Zeit von Reifenfirmen veranlaßten Rückrufaktionen 
haben dabei bestätigt, daß Reifenhersteller sich ihrer Verant- 
wortung durchaus bewußt und bereit sind, nach Feststellung 
von Mängeln sofort zu handeln. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden im Jahre 1974 ca. 
30 Mio Pkw-Reifen hergestellt und 15 Mio inmportiert. Eine 
über die bestehenden Vorschriften hinausgehende amtliche 
Zulassungsprüfung gern. § 22 a StVZO würde aller Voraussicht 
nach zu einem Aufwand führen, der bisher nicht für vertretbar 
gehalten worden ist. 
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2. Mit welchen Ergebnissen hat sich die Bundesregierung bisher 
mit dem Unfallrisiko Produktions- und Materialfehler bei Kraft- 
fahrzeugreifen befaßt? 

Der Bundesregierung sind keine statistischen Angaben bekannt, 
aus denen hervorginge, in welchem Maße Fertigungs- und 
Materialfehler bei Kraftfahrzeugreifen Unfallursache waren. 
Insgesamt sind jedoch nur 0,6 v. H. (1973) der Unfälle mit Per- 
sonenschaden bei festgestellter Unfallursache auf Mängel an 
der Bereifung zurückzuführen. Im wesentlichen handelt es sich 
dabei um Reifen, deren Mindestprofiltiefe nicht mehr den 
Vorschriften entspricht. 


3. Welche Forschungsaufträge hat die Bundesregierung auf dem 
Gebiet der Sicherheit von Kraftfahrzeugreifen derzeit vergeben? 

Folgende Forschungsaufträge über Kraftfahrzeugreifen wurden 

kürzlich bzw. werden z, Z. noch durchgeführt: 

— Der Einfluß der Durckverteilung in der Reifenaufstands- 
fläche auf das Aquaplaningverhalten und die sich daraus 
ergebenden Folgerungen hinsichtlich des Reifenaufbaus 
(Technische Universität München), 

— Messungen des maximalen Kraftschlußbeiwertes und des 
Bremsschlupfes, bei dem der maximale Kraftschlußbeiwert 
auftritt, in Abhängigkeit von verschiedenen Profilformen 
der Reifen, auf verschiedenen Fahrbahnbelägen und bei 
verschiedenen Fahrbahnzuständen (Universität Stuttgart), 

— Messungen der Kräfte zwischen Reifen und Fahrbahn (Tech- 
nische Universität Hannover), 


4. Welche Vorschriften für die Herstellung von Reifen gibt es im 
Ausland, und wie beurteilt die Bundesregierung dieselben? 

Anläßlich der Beratung harmonisierter Vorschriften im Rah- 
men des Gemeinsamen Marktes in Brüssel wurde von der 
EG-Kommission festgestellt, daß gegenwärtig in keinem Mit- 
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaften eine Bauartgeneh- 
migungspflicht für Kraftfahrzeugreifen besteht. Außerdem 
ergaben die Feststellungen der Kommission, daß in keinem 
Mitgliedstaat konkrete Vorschriften über Reifen bestehen, mit 
Ausnahme in der Bundesrepublik Deutschland (§ 36 StVZO). 

Soweit bekannt, bestehen lediglich in den Vereinigten Staaten 
Vorschriften über Reifen, die denen einer Bauartgenehmigungs- 
pflicht ähnlich sind. Die in technischen Einzelheiten weit- 
gehend formulierten Vorschriften sehen umfangreiche Prüfun- 
gen vor, die jedoch von den Reifenherstellern selbst durchzu- 
führen sind. Der amerikanischen Bundesverwaltung entstehen 
durch diese Vorschriften häufig sehr umfangreiche Verwal- 
tungsarbeiten, da nach dem Verfahren alle produzierten Reifen- 
typen in amtlichen Reifenlisten verzeichnet sein müssen und 
hunderte von Typen laufend fortentwickelt, d. h. geändert 
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werden. Bisher konnte nicht festgestellt werden, daß aus dem 
amerikanischen Verfahren auf die Verkehrssicherheit der Reifen 
ein größerer Einfluß ausgeht als aus den Vorschriften des § 36 
StVZO. 


5. Bleibt die Bundesregierung nach wie vor bei der Auffassung, 
wie sie vom Parlamentarischen Staatssekretär im Bundesver- 
kehrsministerium Haar geäußert wurde, daß einstweilen kein 
Anlaß gegeben ist, Kraftfahrzeugreifen einem Prüfungsverfah- 
ren nach § 22 a der StVZO zu unterziehen? 

Die Bundesregierung kann nicht abschließend dazu Stellung 
nehmen, ob Kraftfahrzeugreifen einem Prüf ungs verfahren nach 
§ 22 a StVZO zu unterziehen sind. Hierüber ist mit den Bundes- 
ländern und der Industrie zu verhandeln. Außerdem muß sich 
die Bundesregierung in dieser Frage mit der EG-Kommission 
in Verbindung setzen. Gegenwärtig wird unter aktiver Mitwir- 
kung der Bundesrepublik Deutschland eine EG-Richtlinie über 
Anforderungen an Reifen erarbeitet. Die Bundesregierung hofft, 
daß das Problem auf diesem Wege befriedigend gelöst werden 
kann. 


6. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die in der Vergan- 
genheit bekanntgewordenen Unfälle aufgrund von Produktions- 
und Materialfehlern bei Kraftfahzeugreifen zumindest teilweise 
hätten verhindert werden können, wenn ein Prüfungsverfahren 
bereits existieren würde? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Staatsanwaltschaft 
versucht, die Ursachen von Unfällen zu ermitteln, bei denen 
Reifen platzten. Noch nicht bekannt ist, ob Fertigungs- oder 
Materialfehler der Reifen die Unfallursache waren. 

Auch unsorgfältige Behandlung durch den Fahrzeugführer (z. B. 
Fahren mit zu geringem Luftdruck) kann zur Zerstörung des 
Reifens führen. 

Eine Aussage darüber, ob die in der Vergangenheit bekannt- 
gewordenen Unfälle auf Grund von platzenden Kraftfahrzeug- 
reifen durch eine amtliche Zulassungsprüfung für Reifen nach 
§ 22 a StVZO hätte verhindert werden können, ist nicht möglich. 
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